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1. Instanz

Aktenzeichen S 8 U 283/95
Datum 16.11.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 U 31/02
Datum 11.06.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 16.
November 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

I.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob die bei der KlÃ¤gerin bestehenden
LendenwirbelsÃ¤ulenbeschwerden als Berufskrankheit nach der Nr. 2108 der
Anlage 1 zur Berufskrankheitenverordnung â�� BKVO â�� anzuerkennen sind.

Die am 1944 geborene KlÃ¤gerin arbeitete von 1958 bis 1962 als
Hauswirtschafterin in einem Privathaushalt, spÃ¤ter von April 1965 bis Dezember
1966 als Reinigungsfrau bei der Fa.S. und von November 1970 bis Dezember 1973
bei der Fa.R. als Hilfskraft. In den dazwischenliegenden Zeiten widmete sie sich
ihrer privaten HaushaltsfÃ¼hrung und der Kindererziehung. Seit April 1975 ist sie
halbtags im C.-Altenheim S. tÃ¤tig. Dort war sie von April 1975 bis September 1987
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auf der Wohnstation und anschlieÃ�end auf der Pflegestation eingesetzt. Seit
19.09.1994 war sie wegen chronischer WirbelsÃ¤ulenbeschwerden und
Depressionen wiederholt arbeitsunfÃ¤hig. Ihren Beruf hat sie bislang nicht
aufgegeben.

Am 13.10.1994 zeigte der behandelnde OrthopÃ¤de Dr.H. den Verdacht auf das
Vorliegen einer Berufskrankheit nach der Nr. 2108 an. Die Beklagte holte
AuskÃ¼nfte der behandelnden Ã�rzte und der Arbeitgeber ein. Der Gewerbearzt
Dr.D. empfahl der Beklagten am 05.07.1995 keine Berufskrankheit anzuerkennen,
weil eine die WirbelsÃ¤ule schÃ¤digende TÃ¤tigkeit erst ab 1988, nÃ¤mlich beim
Einsatz der KlÃ¤gerin auf der Pflegestation, vorgelegen habe. Zudem seien nur die
Bandscheiben im Bereich L4/L5 und L5/S1 betroffen, so dass ein berufsbedingter
EinfluÃ� nicht wahrscheinlich sei. Mit Bescheid vom 26.07.1995 lehnte die Beklagte
die Anerkennung und EntschÃ¤digung der WirbelsÃ¤ulenbeschwerden als
Berufskrankheit nach der Nr. 2108 ab. Im Widerspruch brachte die KlÃ¤gerin vor,
sie habe stets schwere kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten verrichten mÃ¼ssen, wie auch ihr
behandelnder Arzt Dr.H. im Attest vom 07.08.1995 bestÃ¤tige. Mit Bescheid vom
14.09.1995 wies die Beklagte den Widerspruch zurÃ¼ck.

Dagegen hat die KlÃ¤gerin beim Sozialgericht Landshut Klage erhoben. Das Gericht
hat die Behandlungsunterlagen, die Akte des Versorgungsamtes Landshut, die
Gerichtsakten zum Verfahren S 2 VS 693/95 beigezogen und den OrthopÃ¤den
Dr.W. , leitender Oberarzt der OrthopÃ¤dischen UniversitÃ¤tsklinik R. zum
SachverstÃ¤ndigen ernannt. In seinem Gutachten vom 17.04.2001 mit
ergÃ¤nzender Stellungnahme vom 20.09.2001 hat sich der SachverstÃ¤ndige
ebenfalls gegen die Anerkennung einer Berufskrankheit ausgesprochen. Denn im
Bereich der gesamten WirbelsÃ¤ule zeige sich eine Fehlstatik, welche fÃ¼r sich
allein geeignet sei, den an den Bandscheiben erkennbaren Degenerationsprozess zu
fÃ¶rdern und zu beschleunigen. Es sei davon auszugehen, dass auch ohne eine
berufliche Belastung Ã¤hnliche VerschleiÃ�erscheinungen an der
LendenwirbelsÃ¤ule aufgetreten wÃ¤ren. Zudem wÃ¼rden die deutlichen
degenerativen VerÃ¤nderungen im Bereich der HalswirbelsÃ¤ule fÃ¼r eine
anlagebedingte Entwicklung sprechen. Auf Antrag der KlÃ¤gerin (gem. Â§ 109
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -) hat Dr.D. am 29.08.2001 ein weiteres Gutachten
erstattet. Er hat die Auffassung vertreten, die von den Vorgutachtern als Folge einer
Scheuermann schen Erkrankung gesehenen VerÃ¤nderungen beruhten auf einer
Fehldiagnose. Vielmehr bestÃ¼nden bei der KlÃ¤gerin von L5 bis L2 aufsteigende
BandscheibenverÃ¤nderungen, wÃ¤hrend im Bereich der BrustwirbelsÃ¤ule solche
kaum zu finden seien. Das bandscheibenbedingte Wirbelgleiten bei L5/S1 habe sich
als Folge der Berufskrankheit i.S.e. Pseudospondylolisthesis entwickelt ebenso wie
der VerschleiÃ� der Bandscheibe C4/C5 im HalswirbelsÃ¤ulenbereich. Es liege somit
eine Berufskrankheit gemÃ¤Ã� der Nr. 2108 vor. Wegen dieser Erkrankung sei die
KlÃ¤gerin eigentlich gezwungen ihren Beruf aufzugeben, was sie bislang aus
finanziellen ErwÃ¤gungen noch nicht getan habe. Die Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit â�� MdE â�� betrage 20 vH, eventuell sogar 30 vH, wenn man
den Gleitvorgang der LendenwirbelsÃ¤ule miteinbeziehe.

Mit Urteil vom 16.11.2001 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Zur
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BegrÃ¼ndung hat es sich auf das seiner Meinung nach Ã¼berzeugende Gutachten
von Dr.W. gestÃ¼tzt. Dabei kÃ¶nne dahingestellt bleiben, ob bereits die von der
KlÃ¤gerin angeschuldigte TÃ¤tigkeit, welche sie von April 1975 bis Oktober 1987
auf der Wohnstation des Altenheims ausgeÃ¼bt habe, wirbelsÃ¤ulengefÃ¤hrdend
gewesen sei, was fÃ¼r ihre TÃ¤tigkeit auf der Pflegestation bejaht werden kÃ¶nne.
Denn bei der KlÃ¤gerin seien eindeutig anlagebedingte VerÃ¤nderungen im Bereich
der unteren LendenwirbelsÃ¤ule zu finden, welche fÃ¼r sich allein das
Beschwerdebild erklÃ¤rten. Hingegen fÃ¤nden sich keine typischen Anzeichen fÃ¼r
VerÃ¤nderungen in Folge einer starken Hebebelastung.

Dagegen hat die KlÃ¤gerin Berufung eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung hat sie sich auf
das Gutachten von Dr.D. gestÃ¼tzt.

Die KlÃ¤gerin beantragt, die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des
Sozialgerichts Landshut vom 16.11.2001 und des Bescheids vom 26.07.1995 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 14.09.1995 zu verurteilen, ihre
LendenwirbelsÃ¤ulenbeschwerden als Berufskrankheit der Nr. 2108 der Anlage 1
zur BKVO anzuerkennen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des
Sozialgerichts Landshut vom 16.11.2001 zurÃ¼ckzuweisen.

Im Ã�brigen wird gem. Â§ 136 Abs. 2 SGG auf den Inhalt der Akte der Beklagten,
der beigezogenen Akten des Sozialgerichts Landshut zu den Aktenzeichen S 13 SB
670/99 und S 2 Vs 693/95 sowie der Gerichtsakten erster und zweiter Instanz im
hiesigen Verfahren Bezug genommen.

II.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung der KlÃ¤gerin ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 142, 151 SGG), aber unbegrÃ¼ndet.

Dass die KlÃ¤gerin keinen Anspruch auf Anerkennung ihres
LendenwirbelsÃ¤ulenleidens als Berufskrankheit gem. Â§ 9 Abs. 1 und Abs. 4 des 7.
Sozialgesetzbuchs â�� SGB VII â�� geltend machen kann, hat das Sozialgericht
bereits umfassend im angefochtenen Urteil dargestellt. Den AusfÃ¼hrungen ist
nichts hinzuzufÃ¼gen, zumal die KlÃ¤gerin zur BegrÃ¼ndung ihrer Berufung nichts
vorgetragen hat, womit sich das Sozialgericht noch nicht auseinandergesetzt
hÃ¤tte. Zur Vermeidung von Wiederholungen sieht der Senat gem. Â§ 153 Abs. 2
SGG von der Darstellung weiterer EntscheidungsgrÃ¼nde ab. Er nimmt auf die
EntscheidungsgrÃ¼nde des Ersturteils Bezug.

Auch der Senat vertritt die Meinung, dass die AusfÃ¼hrungen von Dr.W.
vollstÃ¤ndig, schlÃ¼ssig und Ã¼berzeugend sind. Sie decken sich auch mit den
derzeitigen Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft. Hingegen bleibt Dr.D. ,
wie vom Sozialgericht bereits aufgezeigt, eine nachvollziehbare BegrÃ¼ndung
seiner Auffassung schuldig. Der von der KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 03.06.2002
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vorgelegte, an den behandelnden Arzt Dr.D. gerichtete Bericht der radiologischen
Gemeinschaftspraxis Dr.P. und Dr.K. vom 24.01.2002 enthÃ¤lt keine neuen
Erkenntnisse. Darin wird das Ergebnis einer Magnetresonanztomografie der
LendenwirbelsÃ¤ule vom 24.01.2002 mitgeteilt. Der von Dr.W. in seinem Gutachten
vom 17.04.2001 beschriebene Befund im Bereich der beiden untersten Segmente
der LendenwirbelsÃ¤ule wird von den Radiologen bestÃ¤tigt. Der Senat kommt
damit zum Ergebnis, dass die KlÃ¤gerin keinen Anspruch auf Feststellung ihres
LendenwirbelsÃ¤ulenleidens als Berufskrankheit gem. Â§ 9 Abs. 1 und 4 SGB VII
i.V.m. der Nr. 2108 der Anlage 1 der BKVO hat. Ihre Berufung gegen das Urteil des
Sozialgerichts Landshut vom 16.11.2001 war daher mit der Kostenfolge aus Â§ 193
SGG zurÃ¼ckzuweisen.

Die Revision war nicht zuzulassen (Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 SGG).

Erstellt am: 14.04.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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